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Berlin, 18.10.06 

Bundestag setzt sich für Weihnachtsbeihilfe 
für Heimbewohner ein 

(Berlin) Bei der Reform des Sozialgesetzbuches XII 

konnten die schleswig-holsteinischen SPD-

Bundestagsabgeordneten einige Verbesserungen für 

Heimbewohner und stationär untergebrachte Men-

schen mit Behinderungen erreichen. Darauf weist der 

Kreis Pinneberger SPD-Bundestagsabgeordnete Dr. 

Ernst Dieter Rossmann hin. 

Die Weihnachtsbeihilfe für Sozialhilfe beziehende Men-

schen in Heimen wird durch die Anhebung des Barbe-

trages (Taschengeld) von 26 auf 27 Prozent des Regel-

satzes von 345 Euro wieder bundeseinheitlich einge-

führt. Dadurch werden die betroffenen Heimbewohner 

schon dieses Jahr ca. 40 Euro zusätzlich als Weih-

nachtstaschengeld bekommen. Die Weihnachtsbeihilfe 

war seit 2005 eine freiwillige Leistung der Länder. Wäh-

rend das Land Schleswig-Holstein sie letztes Jahr auf 

Drängen der Sozialministerin Dr. Gitta Trauernicht ge-
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zahlt hat, waren Betroffene in neun anderen Bundes-

ländern, unter anderem auch in Bayern und Baden-

Württemberg, leer ausgegangen. Rossmann: „Ich freue 

mich sehr, dass sich das Land Schleswig-Holstein mit 

seinem Vorschlag einer verlässlichen bundeseinheitli-

chen Regelung durchgesetzt hat. Unsere Sozialministe-

rin Dr. Gitta Trauernicht hat hier hart dafür gekämpft. 

Wir haben im Bundestag ihr Anliegen unterstützt.“ 

Besonders erfreulich findet Rossmann die Verbesse-

rungen für behinderte Menschen, die im Bundes-

tagsausschuss Arbeit und Soziales durchgesetzt wer-

den konnten: Die Sozialhilfeträger sollen demnach bei 

der stationären Eingliederungshilfe für Menschen mit 

Behinderungen weiterhin in Vorleistungen gehen und 

den Einrichtungen die Vergütung auszahlen. Andernfalls 

hätten die Behinderten in Vorleistung gehen müssen 

und der Verwaltungsaufwand hätte sich auf die Heime 

und die Betroffenen verlagert. Außerdem sollen die El-

tern der volljährigen behinderten Menschen in stationä-

rer Unterbringung weiterhin das Kindergeld bekommen. 

Rossmann: „Ich hoffe sehr, dass der CDU/CSU-

dominierte Bundesrat diesen Änderungen jetzt ohne 

Verzögerungen zustimmen wird.“ 


